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Gesetzes vor allem beherrscht wird 1). Gautie1· (Prot. Bd. 1, 35} 
hatte zwar Bedenken geäussert. Er meinte: "nous serions des­
armes vis-a-vis des delits horribles qui peuvent etre commis 
dans des regions non soumises a l'empire d'une loi penale 
civilisee." Wohl in einem gewissen Zusammenhang mit diesem 
Hinweis steht der von der Kommission beschlossene, als Abs. 2 
eingefügte Zusatz: 

"Ist die Tat auf staatenlosem Gebiete begangen· worden, 
so kann der Täter nach schweizerischem Gesetze bestraft 
werden, sofern der Bundesanwalt die Verfolgung beantragt" 2) . 

3. Ebenso wie der Art. 7 enthält auch Art. 8bis eine An­
wendung des Schutzprinzips: Bestrafung von Verg·ehen, die 
Ausländer im Auslande gegen Schweizer verüben. Die Bestim­
mung, die dann etwa zur Anwendung gelangen könnte, wenn 
in einem Staat mit mangelhafter Rechtspflege einem gegen 
einen Schweizer begangenen Vergehen die Sühne versagt würde, 
hat Umänderungen erfahren, die dem neuen Art. 8 entsprechen: 
Forderung· der Strafbarkeit der Tat nach dem Recht des Be­
gehungsortes, ferner den Zusatz hinsichtlich der auf staatenlosem 
Gebiete verübten Vergehen. . 

4. Starke Anfechtung· erlitt das vom VE für den Mädchen­
handel (Art . 134), die Gefiibrdung· durch Spreng·stoffe (Art. 146) 
und die Geldfälschung (Art. 166) proklamierte Weltrechtsprinzip, 
wonach der in der Schweiz betretene und nicht ausgelieferte Täter 
dem schweizerischen Strafrecht unterstellt sein soll, gleichgültig 
wo er das Delikt verübt hat. Ein Antrag auf Streichung der ganzen 
Bestimmung, ebenso ein Antrag, die Sprengstoffdelikte aus der 
Liste der "Weltverbrecben" zu streichen, wurden abgelehnt 
(Prot. Bd. 1, 4S). 

Das Resultat der Beratung war scbliesslich eine Ergänzung 
des Art. Ster nach zwei Richtungen: 

Das Weltrechtsprinzip soll ausse1· {ü1· die d1·ei ausdt·ücklich 
genannten Delilctsgntppen auch gelten bei V ergehen, zu deren 
Verfolgung die Eidgenossenschaft sich durch internationale 

1 ) Lacltenal und Lang im Prot., Bd. 1., 38. Gleich jetzt auch ein Be­
schluss der deutschen Strafrechtskommission; Deutsche JZ, Bd. 16, 723. 

2) Dazu Phormamz, Prot. Bd. 1, 37. Vgl. ferner den östen·eich. VE, § 84. 
- Grosse praktische Bedeutung wird diesem Satz kaum zukommen. 
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Übereinkunft verpflichtet hat 1). Man gelangte zu diesem Zusatz 
bei Erörterung der Frage der internationalen Konventionen 
über den Mädchenhandel und die Verbreitung unzüchtiger 
Schriften (Prot. Bd. 1, 45 ff.). Die Schweiz ist diesen Über-ein­
künften bekanntlich bisher nicht beigetreten. Erklärt sie ihren 
Beitritt, was zu hoffen und zu erwarten ist, so ist sie dann aus 
der völkerrechtlichen Norm heraus verpflichtet, in den durch 
die Übereinkunft festgesetzten Fällen nach dem W eltrechts­
prinzip vorzugehen. Solange dagegen entsprechende inter­
nationale Vereinbarung·en für die Schweiz nicht gelten, bleibt 
der zu Art. Ster beschlossene Zusatz ein leeres Wort. Die ge­
troffene Ergänzung schafft in keiner Weise selbst materielles 
Recht. Sie will gegebenen Falles nur daran erinnern, dass 
ausser den im Art. Ster ausdrücklich genannten Delikten auch 
noch anderorts sog. Weltverbrechen aufgestellt wurden. Bei 
dieser Sachlage hätte aber der nur eine Konstatierung ent­
haltende Zusatz auch wegbleiben können 2). 

Die zweite .Ergänzung in Art. Ster besteht in dem als Abs. 2 
eingefügten Zusatz: 

nDiese Bestimmung findet auf politische Vergeben keine 
Anwendung." 

Die Einschränkung wird insbesondere denjenigen Spreng­
stoffdelikten zugute kommen, die als politische Vergehen be­
trachtet werden können. Trifft das zu, so ist nach dem be­
kannten Grundsatz die Auslieferung des Täters ausgeschlossen. 
Er soll dann aber auch billig·erweise nicht nach dem WeltrechtB­
prinzip durch den Staat bestraft werden, der die Auslieferung 
verweiger.n muss. Die Bedenken, die Gabuzzi in der Kommission 
g·egen diese Auffassung erhoben hat 3 ) , scheinen mir unzutreffend. 

5. Unter dem Titel "Ausländische Urteile" versucht Artikel 
squater, wie schon erwähnt, alle Regeln zusammenzufassen, die 

1) Unzutreffend ist, was L ang in der Schweiz. JZ, Bd. 9, 37 f . berichtet : 
man habe das Weltrechtsprinzip auf die Fälle beschränkt, in denen die 
Eidgenossenschaft durch internationale Verträge verpflichtet sei, Auslands­
vergehen zu verfolgen. 

2) ·Der Österreichische VE, § 86, Abs. 5, enthält eine ähnliche Kon­
statierung. Sie fehlt dagegen im deutschen VE. 

3
) Prot. der 2. Session, Sitzung vom 16. September 1912. Vgl. ferner 

über den Zusatz betr. das politische Vergehen Lang und Kronaner, Prot. 
Bd. 1, 43 und 49. 
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hinsichtlich der Berücksichtigung ausländischer, in der Sache 
ergangener Entscheide gelten sollen. Die neue Fassung dieses 
Artikels gibt folgendes Bild: 

Die Ziffer 1, die sich auf Art. 6 - in der Schweiz verübte 
Vergehen - bezieht, stellt zunächst den Grundsatz auf, dass 
die im Ausland auf Grund einer Verurteilung vollzogene Strafe 
von der Schweiz angerechnet wird, dass aber im übrigen eine 
nochmalige Strafverfolgung möglich ist. Dazu kommt eine 
weitere Regel für den Fall, dass es sich um das Delikt eines 
Ausländers handelt, der nach Verübung des Deliktes ins Aus­
land geht, von dort nicht ausgeliefert, wohl aber auf den An­
tTag schweizerischer Behörden von einem ausländischen Richter 
beurteilt wird 1). Naeh weitläufigen Beratungen 2) gelangte man 
für diesen Fall zur Anerkennung des ausländischen Entscheides 
schlechthin. Man überlegte, dass hier eine Delegation des-Straf­
rechtes an das Ausland vorliege, dass die Schweiz damit auf 
ihren Strafanspruch verzichte, also auch die im Ausland er­
folgte Freisprechung und Begnadigung anerkennen müsse 5). 

Nur in dem Fall soll eine nochmalige Verfolgung in der Schweiz 
eintreten können, wenn eine dem Täter im Ausland auferlegte 
Strafe nicht vollzogen worden ist 4). 

Ziffer 2 des Art. squater enthält die ergänzende Reg·el ZU 

Art. 7 - im Ausland gegen die Eidgenossenschaft verübte 
Vergehen. Wie schon in den frühern Entwürfen, ist die An­
rechnung der im Auslande dafür erlittenen Strafe vorgesehen, 

1) Also stellvertretendes Strafrecht! Beispiel : der Deutsche, der nach 
Verübung eines Vergehens in der Schweiz nach Deutschland entkommt. 

2
) Prot. Bd. 1, 120 (Zürcher), 122 (Hafter), 123; ferner Prot . der zweiten 

Session, Sitztrug vom 16. September 1912 (insbesondere Gabuzzi). 
3) So namentlich Ziirclter, Prot. Bd. 1, 120 und Prot. der 2. Session, 

Sitzung vom 16. September 1912. - Man geht damit in der Anerkennung 
der Urteile ausländischer Gerichte sehr weit. Weder der deutsche noch 
der Österreichische Entwurf halten hier Schritt. Sie sehen beide nur die 
Amecbnung der vollzogenen Strafe vor, verzichten also nicht auf eine 
nochmalige Beurteilung. Anderseits lieg-t vielleicht in dem neuen schweize­
rischen Grundsatz ein guter Keim, der vor allem im Staatsvertragsrecht 
seine Entwicklung finden sollte. Vgl. über diese Fragen Meili, Internat. 
Strafrecht (Zürich 1910) 505 ff., 510 ff. 

4) Natürlich ausgenommen die Fälle der Begnadigung und der Ver­
jährung. 
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die Einleitung einer neuen Strafverfolgung aber durchaus 
möglich. 

Auf die Art. 8, ßbis und Ster -- Vergehen von Schweizern 
im Ausland, von Ausländern im Ausland gegen Schweizer -und 
die sog. Weltverbrechen - bezieht sich die .Ziffer 3 von Artikel 
8quater. Sie hat die bisherigen Bestimmungen (VE 1908, Art. 8, 

Ziffer 4) übernommen. 
Die Ziffer 4 des Art. 8quater endlich ist neu insofern, als sie 

für alle in den drei vorangehenden Ziffern geregelten Fälle den 
Satz aufstellt, der schweizerische Richter habe, wenn die Strafe 
im Ausland nur teilweise vollzogen wurde, den vollzogenen 
Teil anzurechnen. 

6. Den Regeln über die räumliche Geltung des Gesetzes 
ist endlich noch die Bestimmung des Art. 9 über den 01·t der 
Begehzmg beigesellt. Eine Regelung des Bereichs des Straf­
gesetzes enthält dieser Artikel freilich nicht, er ist eine Leg·al­
definHion, die aber am besten in diesem Zusammenhang Platz 
gefunden hat. 

Die neue Fassung ist nur eine redaktionelle Verdeutlichung 
des frühern Textes. 

Da angenommen wird, die Deliktsbegehung geschehe so­
wohl am Orte der Handlung wie am Orte des Erfolg·es, so ent­
steht da, wo Handlung und Erfolg· räumlich auseinanderfallen, 
eine Konkurrenz der Gerichtsstände. Auf die in der Kommission 
daraus hergeleiteten Bedenken wurde darauf hingewiesen, dass 
der Entwurf zu einem Einführungsgesetz (Art. 18) ausdrücklich 
der zuerst einschreitenden Gerichtsbarkeit den Vorrang verleiht 1) . 

III. Persönliche Geltung. 

Viel zu reden gaben die Bestimmungen über die persön­
liche Geltung des Gesetzes, die bisherigen .Artikel 3- 5: Militär­
personen, Mitglieder von Räten, Exterritoriale. 

Die Kommission hat die Bestimmung über die Immunität 
der Parlamentsmitglieder gestrichen. Aber, wie die Verhand­
lungen ergeben, nicht deshalb, weil das Verständnis für das 

1
) Prot. Bd. 1, 50 (Zürcher, Gautier); ferner das Prot. der 2. Session, 

Sitzung vom 16. Sept. 1912 (Oalame, Zürcher). 
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Privileg, durch die Immunität die Erfüllung des parlamentarischen 
Berufes zu erleichtern, fehlte 1) . Der Grund lieg·t vielmehr in 
der Tatsache, dass für die eidgenössischen Räte, aber auch für 
die Mitglieder des Bundesrates und des Bundesgerichtes, eine 
- freilich bedingte - Immunität im sogenannten Ga.rantie­
gesetz 2) und im sogenannten Verantwortlichkeitsgesetz 3) bereits 
vorgesehen ist. Daraufhat Kronaue1· (Prot. Bd. 1, 20) hing·ewiesen 
und bemerkt, dass diese Gesetze auch nach dem Inkrafttreten 
des StrGB bestehen bleiben werden. 

Hinsichtlich der kantonalen und der Gemeinde-Parlamente 
stellte man sich auf den Boden, eine eventuelle Gewährung 
der Immunität sei Sache der Kantone. Die Bemerkung, die 
Lang (S J Z Bd. 9, 38) dazu macht, es sei unabgeklärt geblieben, 
ob durch das öffentliche Recht der Kantone die Immunität 
ausgesprochen werden dürfe, ist sicher richtig. Es erscheint 
höchst zweifelhaft, ob die Kantone gegenüber dem eidgenössisehen 
Strafgesetzbuch für bestimmte Personengruppen derartige Straf­
ausscbliessungsgründe schaffen dürfen. Nach meiner Auffassung 
bedürfte es dazu eines besonderen Vorbehaltes im Einführungs­
gesetz. - Wenn man sich nicht. schlankweg entschliesst, die 
Einrichtung der parlamentarischen Immunität, dieses persön­
lichen Strafausscbliessungsgrundes; überhaupt abzuschaffen, so 
ist es immer noch das Richtige, ihr im eidgenössischen StrG B 
Ausdruck zu geben; man vgl. den deutschen VE § 10 und den 
Gegenentwurf § 9. Dabei wäre dann noch besonders darüber 
zu entscheiden, ob man die Immunität auch den Mitgliedern 
von Gemeindeparlamenten und den wahrheitsgetreuen Ver­
handlungsberichten angedeihen lassen will. 

Der "Militä?']Jersonen" überschriebene Art. 3 ist gänzlich 
umredigiert worden. Die Subsidiarität des bürgerlichen Straf­
rechtes gegenüber dem militärischen, an der man beim Text 1908 
zweifeln konnte, ist jetzt mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck 
gebracht: 

1) Das nimmt Lang in seinem Bericht in der SJ Z, Bd. 9, 38 an. 
2

) BG über die politischen und polizeilichen Garantien zugunsten 
der Eidgenossenschaft, vom 23. Dezember 1851, Art. lf. (Kronauer, Kom­
pendium [2. Auflage], S. 122). 

5
) BG über die Verantwortlichkeit der eidg. Behörden und Beamten, 

vom 9. Dezember 1850, Art. 17 ff. (Kronauer, S. 127 ff.) 
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"Die Militärgesetze bestimmen, inwieweit dieses Gesetz 
auf die dem l\filitärstrafrecht unterstellten Personen An wendun 0' ;:, 
findet." 

Eine gewisse Enveiterung, bei der man sich auf das deutsche 
StrGB (§ 10) und den deutseben VE (§ 9) stützte, liegt darin, 
dass nicht nur die Militärstmfgesetze, sondern die Militärgesetze 
schlechthin vorbehalten werden. Nicht nur das MStrGB, sondern 
auch andere militärrechtliche Erlasse, z. B. das BG über die 
Militärorganisation, enthalten Strafbestimmungen 1). 
. Hat man so das Geltungsverhältnis zwischen dem bürger­

heben und dem militärischen Strafrecht klargestellt und bleibt 
also die Einführung des eidgenössischen StrGB ohne direkten 
Einfluss auf das bestehende MStrGB, so wird es dann Pflicht 
des Bundes, so rasch als möglich an die Neubearbeitung des 
militärischen Strafrechts heranzutreten. Dass das geltende 
Gesetz, das im Jahre 1911 das Jubiläum' einer 60jährigen Wirk­
sam~eit hätte feiern können, alt und schlecht ist, bestreitet 
heute niemand, der es kennt. 

Der Art. 5 über die exte1·t·ito1·ialen Pe1·sonen, der selbst 
kein Recht schafft, sondern nur ,,eine nützliche Erinnerung 
und Mahnung" ist (Zürche1·, Prot. Bd. 1, 22), bat lediglich eine 
kleine Korrektur erfahren. Es sollen die "Grunds.ätze des 
Völkerrechtes und die Staatsverträge" gelten. Bisher waren 
die "Staatsverträge" vorangestellt. Solche internationale Ver­
einbarungen bestehen aber zurzeit nicht. 

Zweiter Abschnitt. Das Vergehen. 

I. Zurechnungsfähigkeit. 

Die Bestimmungen über die Zurechnungsfähigkeit (Art. 14- 18) 
haben zahlreiche Änderungen erfahren. Wäre es nicht allzu 
hochtönend und der Bedeutung der Sache schliesslicb doch 

1
) Ich erinnere an den in den letzten Jahren von den Militärgerichten 

häufig angewendeten Straftatbestand des Art. 16 der MO: «Wer durch 
seine Lebensführung sich des von ihm bekleideten Grades oder überhaupt 
der Zugehörigkeit zur Armee unwürdig macht, soll dem Militäro·ericht 
überwiesen werden, das über seinen Ausschluss Yon der Erfüllu;o. der 

0 
Dienstpflicht entscheidet. • 

Über die Beratungen zu Art. 3 vgl. Prot. Bd. 1, 17 f. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 26. Jalug. 18 
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nicht angemessen, so könnte man zunächst von einem System­
wechsel reden. Die Unsicherheiten, die in der Dogmatik wie 
in der Gesetzgebung über die Frage herrschen, nach was für 
Gesichtspunkten der Begriff der Unzurechnungsfähigkeit zu 
fassen ist sind bekannt. Die Geschichte der schweizerischen ' . Entwürfe bietet eine hübsche Illustration dazu. Während d1e 
Entwürfe 1893/1894 und 1896 (Art. 8 bezw. Art. 11) der rein 
biologischen Methode - Aufzählung gewisser psychischer Zu­
stände - folgten, ging der Entwurf 1903 (Art. 16) zu einer 
gemischten, psychologisch-biologischen Metbode über. Der Ent­
wurf 1908 kehrte, offensiebtlieh unter dem Einfluss der von 
den Psychiaterngeübten Kritik 1) , wieder zu einer rein biologischen 
Aufzählung zurück. Art. 14, Abs. 1, dieses Textes erklärte; 
Wer zur Zeit der Tat geisteskrank oder blödsinnig oder in 

" seinem Bewusstsein schwer gestört war, ist nicht strafbar." 
Die Kommission endlich bekehrte sich wiederum zu einer ge­
mischten Methode. In einer gewissen Anlehnung an den § 3 
des österreichischen VE bestimmt der neue Art. 15bis: 

"Wer zur Zeit der Tat wegen Geisteskrankheit, Blödsinn 
oder schwerer Bewusstseinsstörung nicht die Fähigkeit besass, 
das Unrecht seiner Tat einzus~hen oder dieser Einsicht gernäss 
zu handeln, ist nicht strafbar." 2

) 

Den gefürchteten Begriff der freien Willensbestimmung, 
mit dem sowohl der österreichische wie auch der deutsche VE 
(§ 63) operieren, hat man zu vermeiden gesucht. Im übrigen 
soll hier doch betont werden, was auch Thormann in der Debatte 
einmal andeutete (Prot. Bd. 1, 115 a. E.), dass der Frage, ob 
die biologische, die psychologische oder die gemischte Metbode 
vorzuziehen ist, nicht entfernt die gesetzgeberiscbe Bedeutung 
innewohnt, die man ihr seit Jahren mit heissem Bemühen geben 
will. Die Urteilssprüche werden kaum je verschieden lauten1 
ob man so oder anders regelt. Die jetzige Fassung hat immer-

I) V gl. Hafter , Bibliographie 1908, S. 41 ff., insbesondere die auf 
S. 41- 43 wiedergegebenen Erörterungen von Blelller. 

~ ) Über die KTitik, die der biologischen Aufzählung in Art. 14 des 
VE 1908 gewidmet WUl'de und die offenbar den cSystemwechseh mitver­
ursachte, s. die Bibliographie 1912, S. 30ff. - Die jetzige Fassung geht 
auf einen Antrag Tftormann ~~:uri.i.ck; vgl. dessen Ausfi:i.hrungen dazu im 
P rot. Bd. 1, 114 ff., 126 f . 
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bin den grossen Vorteil, dass sie dem Richter zum Bewusstsein 
bringt, er und nicht der Psychiater habe das letzte Wort zu 
sprechen. Die von Zeit zu Zeit immer wieder auftauchenden 
Ansprüche einiger Psychiater, dass ihren Gutachten gegenüber 
die freie Beweiswürdigung so gut wie ausgeschlossen sein soll, 
sollten damit endgültig abgelehnt sein. Th01·mann (Prot. Bd. 1, 1J 5) 
führte durchaus zutreffend aus: ')')Dem Richter wird hier (bei 
der biologischen Methode) die Antwort genommen und dem 
Experten zug·ewiesen. Aber der Richter hat in letzter Linie 
die Verantwortlichkeit für die Bestrafung zu übernehmen, und 
er übernimmt sie, wenn ihm mit der gemischten Methode die 
Entscheidung übertragen wird." 1) 

Dass die Umschreibung des Zustandes der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit (neu Art. 16) der neuen Formel über die 
Unzurechnungsfähigkeit anzupassen war, versteht sich von selbst. 

Ein Antrag, bei selbstverschuldeter Trunkenheit "die An­
wendung eines mildern Strafge_setzes auszuschliessen", wurde 
abgelehnt 2) . . 

Da die Expertenkommission dieArt.l4-18 auchredaktionell 
zum grossen Teil neu gestaltet hat, ist es nicht gut möglich, 
lediglich die · Einzelpunkte, bei denen Abänderungen vorge­
nommen wurden, herauszugreifen. I ch versuche, die neue 
Ordnung im ganzen kurz zusammenzufassen: 

1. Als Art. 14 wurde unter dem Titel "zu1·echnungs{ähige 
Pe1·sonen" der Satz aufgenommen: 

"Strafbar ist, wer zur Zeit der Tat das achtzehnte Alters­
jahr zurückgelegt hatte und sich nicht in einem die Zurechnung 
ausschliessenden Geisteszustand befand." 

Das ist eigentlich nur eine Feststellung, wie sie ähnlich 
auch das ZGB (Art. 13, 14 und 16) für seinen Bereich getroffen 
bat. Notwendig wäre sie nicht gewesen, denn der aufgestellte 

· 1 ) Neuestens spricht sich über die Frage und die neueste Fassung 
des Entwurfes Delaqnis in seinem dem Schweiz. Jtu·.-Verein erstat teten 
Gutachten: Sichernde Massnahmen gegenüber unzurechnungsfähig en und 
vermindert zmechnungsfähigen Verbrechern aus. Er steht eher auf dem 
Boden der biologischen Methode (S. 37 ff. ). 

!) Vgl. darüber P rot. Bd. 1, 114 und 128ff., und Lang in der SJ Z, 
Bd. 9, 38. 
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Satz kann auch auf dem Wege der Schlussziehung aus den 
unmittelbar nachfolgenden Bestimmungen zusammen mit den 
Regeln des vierten Abschnittes über Kinder und Jugendliche 
gewonnen werden. Nachdem, wie ich schon oben S. 261 f. aus­
führte, das für Kinder und Jugendliche geltende Recht aus 
seinem bisherigen Zusammenhang gelöst wurde, war ein solcher 
Satz um so mehr wünschenswert. Es wird damit zum Ausdruck 
gebracht, dass für den 18 Jahre alt gewordenen Rechtsbrecher 
die nun folgenden Normen des regulären Strafrechts anwend­
bar sein sollen. Zugleich aber wird, wenn man den Art. 14 
mit dem vierten Abschnitt des Allgemeinen Teils zusammenhält, 
das Bestreben klar, alle Rechtsbrecher unter 18 Jahren vom 
ordentlichen Strafrecht auszuschliessen. Dass damit der schwei­
zerische VE nicht sqhleehthin gegenüber jugendlichen Rechts­
brechern auf Strafe verzichtet, werde ich später nachweisen. 
Doch ist es ein Sonderrecht und - gegebenen Falles - auch 
ein Sonderstrafrecht, das bei ihnen zur Anwendung gelangt. 

2. Angeschlossen wird zunächst die in das Prozessrecht 
hinüberreic.:hende Regel, dass bei zweifelhaftem Geisteszustand 
eines Beschuldigten eine Untersuchung durch Sachverständige 
einsetzen soll (Art. 15). An Stelle der Fassung ,, .. . .. so lässt 
ihn der Beamte, der es wahrnimmt, .... untersuchen" wurde 
die Formel "so soll er durch Sachverständige untersucht werden'' 
beschlossen. Man wollte damit betonen, dass es sich um eine 
rein prozessuale Regel handle, und dass es ausschliesslich bei 
den Kantonen liege, die zuständigen Beamten zu bestimmen 
(Tho1·mann, Prot. Bd. 1, 133). Gestrichen wurde der Zusatz, 
dass die Untersuchung 77 in der Regel durch Irrenärzte" zu ge­
schehen habe. Es soll dem die Untersuchung anordnenden 
Beamten überlassen sein, was für-Sachverständige (Amtsärzte, 
Psychiater, Taubstummenlehrer) er zuziehen will. So viel Ein­
sicht ist ihm zuzutrauen, dass er da, wo es notwendig erscheint, 
von sich aus an den Irrenarzt gelangen wird. (Prot. Bd. 1, 132 f.) 

Die Äusserung der Sachverständigen sollte sich nach dem 
VE 1908 u. a . auch darauf beziehen, ob der Zustand des Be­
schuldigten ßie öffentliche Sicherheit oder das gemeine Wohl 
gefährde". Der Ausdruck "das gemeine Wohl" wurde als un­
klar und unbestimmt gestrichen. Dafür setzte man die Formel: 
"ob sein Zustand die öffentliche Sicherheit ode1· 01•dnung ge-
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fährde" ein 1). In der Beratung wurde beispielsweise auf die 
Exhibitionisten als für die öffentliche Ordnung Gefährliche 
hingewiesen (Prot. Bd. 1, 132 und 198). 

3. Art. 15bis enthält die bereits erörterte Umschreibung des 
Begriffes der Unzu?·echnungsfähigkeit. Unmittelbar daran ange­
schlossen folgen in Art. 151•r die Vorschriften über Verwahrung 
und Versorgung unzurechnungsfähiger Rechtsbrecher. Gleicher­
weise sind dann in Art. 16- 18 die Bestimmungen über ve?·­
mindert Zu?·echnungsfähige für sich zusammengefasst. Damit 
sind jetzt, anders als in den frühern Entwürfen, die beiden 
Kategorien der Unzurechnungsfähigen und der vermindert Zu­
rechnungsfähigen reinlich von einander geschieden. Ihre Be­
handlung· ist ja auch eine wesentlich verschiedene. 

Bei den Regeln über die Unzu?·echnungsfähigen ergibt sich 
in Art. 151•r noch die Änderung, dass der Richter nicht nur die 
Verwahrung der gefährlichen Unzurechnungsfähigen anordnet, 
sonqern auch über die aus Fürsorgegründen für den Unzurech­
nungsfähigen selbst angezeigte Behandlung bestimmt. Bisher 
war in diesem Fall lediglich die Überweisung seitens des 
Richters an die zuständige Verwaltungsbehörde vorg·esehen 
worden (VE 1908, Art. 17). Die in der Literatur gegen die 
friihere Ordnung geltend gemachten Bedenken, die Verwaltungs­
behörden würden aus opportunistischen und finanziellen Gründen 
oftmals nichts vorkehren z), führten die Kommission dazu, auch 
diesen Entscheid dem Richter zu übertragen. 

Bei der obligatorischen, nach freiem richterlichen Ermessen 
zu bestimmenden Strafmilderung für den ve1·mindert zurechnungs­
fähigen Rßchtsbtecher ist es geblieben. Auch hier soll, wie bei 
den Unzurechnungsfähigen, gegebenen Falles stets der Richter 
entscheiden, ob eine Verwahrung, Behandlung oder Versorgung 
Platz greifen soll. Über das Verhältnis zwischen der über den 
vermindert Zurechnungsfähigen verhängten Strafe und der 
gegen ihn ausgesprochenen sichernden l\fassnahme waren die 
1\Ieinungen geteilt. Ein Antrag, an dem verurteilten vermindert 

') Die gleiche Änderung kehrt in den Art. 15' er und 17 (Verwahrung 
uad Versorgung- Unzurechnungsfähiger und vermindert Zurechnungsfähiger) 
wieder. · 

2
) V gl. die Noten bei Hafter, Bibliographie 1912, S. 33. 
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Zurechnungsfähigen unter allen Umständen zuerst die Strafe 
zu vollstrecken und ihn erst hernach wenn nötig in einer 
Heil- oder Pflegeanstalt unterzubringen, wurde abgelehnt. Die 
Kommission sprach sich mit Recht grundsätzlich für die bis­
herige Lösung aus, dass in diesen Fällen der Strafvollzug ein­
zustellen und der notwendigen Heil- oder Pflegebehandlung der 
Vorrang zu lassen sei (Art. 17)1). Ist der die Einstellung des 
Strafvollzuges veranlassende Grund weggefallen, so soll der 
Richter entscheiden, ob und wieweit die erkannte Strafe noch 
zu vollstrecken ist (Art. 18). Im VE 1908 war dabei auf den 
Art. 57, Abs. 2, verwiesen, der die obligatorische Anrechnung 
der in einer Heil- oder Pflegeanstalt verbrachten Zeit auf die 
Sh·afe vorsah. Die Kommission hat diese Bestimmung, soweit 
sie sich auf die vermindert Zurechnungsfähigen beziehen soll, 
gestrichen und damit im Art. 18 erreicht, dass der Richter 
frei ist, gegenüber dem aus der Anstalt Entlassenen die er­
kannte Strafe in beliebiger Höhe vollstrecken zu lassen 2). 

4. Die vorangehende Darstellung zeigt, wie richtig es war, 
dass die Kommission die Bestimmungen für die beiden Kate­
gorien der Unzurechnungsfähigen und der vermindert Zu­
rechnungsfähigen auseinanderhielt. 

In einem Punkte konnte jedoch eine Zusammenfassung er­
folgen: bei der Frage der Vollziehung der gegen Unzurechnungs­
fähige und vermindert Zurechnungsfähige ausgesprochenen 
sichernden l\1assnahmen (Art. 18hi•) . Der Richter verhängt sie. 
Die kantonale Verwaltungsbehörde hat sie zu vollstrecken. 
Der Richter bestimmt aber auch in allen Fällen üb!=lr die Auf­
hebung der Verwahru11g, Behandlung oder Versorgung, wenn 
der Grund der Massnahme weggefallen ist 8). 

5. Zum Schluss mag endlich noch zweierlei hervorgehoben 
werden : 

1
) Siehe dazu das Prot. Bd. 1, 136 und 138-142. 

2
) Pr ot. Bd.1, 395ff., 414f. Ferner darüber JJelaqnis, a. a. 0. 105f., der 

die neue Lösung ablehnt. 

~) Vgl. Prot. Bd. 1, 141 (Kronauer). Die Frage, welcher Richter für 
<lie Entlassung örtlich zuständig sein soll, erörtert neuestens JJelaqnis, 
a. a. 0. 68f. Ich nehme an, dass die kantonalen Einführungsgesetze darüber 
bestimmen müssen. 
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Die Kommission hat überall, wo in diesen Bestimmungen 
.die Zuziehung Sachverständiger gefordert wi~d (Art. 15, 18, 18hi•), 
ill.e Pluralform "Sachverständige" gewählt. Der Plural soll 
dahin verstanden werden, dass die Zuziehung eines oder 
mehrerer Gutachter möglich sein soll (Prot. Bd. 1, 200). 

In der zweiten Lesung des Allgemeinen Teils stellte Gabuzzi 
den Antrag, in Art. 151•r und 17 vorzusehen, dass die für die 
{)ffentliche Sicherheit und Ordnung gefährlichen Unzurechnungs­
fähigen und vermindert Zurechnungsfähigen in besonderen 
Anstalten unterzubringen seien. Der Redner wies in der Be­
gründung seines Antrages namentlich auf die italienischen mani­
comi criminali hin (Prot. 2. Session, Sitzung- vom 17. Sept. 1912). 

Die Kommission lehnte den Antrag, allerdings unter dem 
Vorbebalt erneuter Erwägung, ab. Es wurde insbesondere be­
tont1 dass es sich hier um Vollzugsvorschriften, um die -
vorlätdig- kantonal zu regelnde Durchführung der Verwahrung 
han.dle. Richtiger aber scheint mir die Auffassung, dass die 
F~age noch nicht g-enügend abgeklärt war und - heute noch 
~ ist. Inzwischen haben erfreulicherweise gerade in diesem 
Punkt weitere Untersuchungen eingesetzt. Die im Dezember 1912 
vom eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement eingesetzte 
Expertenkommission für die Reform des Strafvollzuges beschäftigt 
sich auch mit der Frage der Verwahrung der geisteskranken 
Verbrecher. Dat> Resultat ihrer Untersuchungen wird später hier 
bespr.ochen werden. Schon bevor die Arbeiten dieser Kommission 
zum Abschluss gelangen, hat ferner der schweizerische Juristen­
verein in seiner diesjährigen Versammlung die Fragen der 
sichernden Massnahmen gegenüber unzurechnungsfähigen und 
vermindert zurechnungsfähigen Verbrechern erörtert 1) . 

II. Schuld. 

Trotz zum Teillang sich hinziehender Beratungen sind die 
Art. 19- 21 in der Hauptsache unverändert aus dem VE 1908 

1) Der schon mehrfach genannte Bericht von JJelaquis enthält ein 
reiches Material; man vgl. insbesondere S. 3, 46ff., 116ff. - Auch der 
Schweiz. Verein für Straf-, Gefängniswesen und Schutzaufsicht hat in 
seiner letzten Versammlung (Sept. 1912) diese Fragen berührt; vgl. 
namentlich Favre in den Verhandlungen des Vereins (Aarau 1912/1913) 
Heft 1, 62 f.; Heft 2, 20 f . 
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übern.ommen worden. Das gilt insbesondere vom Art. 19 : 
Vorsatz und Fahrlässigkeit. Einen von Geel gestellten Antrag~ 
es solle eine Definition des dolus eventualis in den VE ein­
gefügt werden, lehnte die Kommission ab (Prot, Bd. 1, 148, 150). 
Mehrfach wurde betont, der Eventualdolus sei in dem Sinne 
überhaupt aus dem Entwurf ausgeschaltet, ah; er nicht von 
der Vorsatzdefinition des Art. 19, Abs. 1, getroffen werde; die 
entsprechenden Handlungen seien grundsätzlich als Fahrlässig­
keit anzusprechen. Dazu sollten für besondere Fälle die Tat­
bestände der Art. 72 und 79 (Gefährdung des Lebens und der 
Gesundheit) hinzukommen. Zürche1· meinte, "der dolus eventualis 
sei eine Ausflucht für den Richter, der den Sachverhalt nicht 
gerrau untersucht habeu (Prot. Bd. 1, 149). Man stützte sich bei 
diesen Erörterungen zweifelhaft auf Stooss, der sich bekannt­
lich von jeher gegen die Figur des dolus eventualis ausgesprochen 
hat 1). Wenn ich auch nicht mit Geel, dem deutschen VE (§ 59r 
Abs. 2) und dem deutschen Gegenentwurf (§ 20, Abs. 1) den 
dolus eventualis als eine Vorsatzform ausdrücklich im Gesetz. 
nennen möchte, so will ich doch mit allem Nachdruck betonenr 
dass es Fälle gibt, in denen man weder mit einer Fahrlässig­
keitsbestimmung, noch mit den im Entwurf vorgesehenen Ge­
fährdungstatbeständen (Art. 72 und 79) einen strafwürdigen 
Täter richtig treffen kann l!). 

Der dolus eventualis wird und muss bestehen bleiben. Ich 
teile auch durchaus v. Hippels Auffassung 8), dass die in Art. 19, 

1
) Zeitschrift für die gesamte StrR-Wissenschaft, Bd. 15, 199 ff.; Motive 

zum schweiz. VE 1893/1894, S. 151; vgl. auch Lehrbuch des Österreich. 
Strafrechts (2. Auf!.), S. 88ff. 

2
) Z. B. bei der Brandstiftung, oder bei Vermögensdelikten, wobei der 

Täter mit der Möglichkeit rechnet, dass er in fremdes Eigentum eingreift 
und für den Fall der Verwirklichung eines Deliktstatbestandes damit ein­
verstanden ist. Vgl. die zutreffenden Erörterungen E:~:ners in dieser Z., 
Bd. 24, 169; ferner Geel, Prot. Bd. 1, 148. 

3
) Vergleich. Darstellung des deutsch. und ausländ. Strafrechts, Allg. 

Teil, Bd. 3, 429: •Der Schweizer Entwurf wollte das Problem lösen: Ersatz 
des dolus eventualis. Was er in dieser Richtung bietet, ist durchaus unbe­
friedigend; es ist sogar ohne weiteres möglich, entgegen den Motiven die 
Gelt11ng des dolus eventualis auch nach .dem Entwmf zu behaupten. In 
Wahrheit hat der Entwurf ein völlig anderes Problem aufgerollt. Dieses 
lautet: Soll neben der vorsätzlichen oder fahrlässigen Herbeiführung· eines 
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Abs. 2, des schweiz. VE aufgestellte Vorsatzdefinition ihn mit­
umfasst. Wer auf eine Scheibe zielt und schiesst, dabei aber 
mit der gegebenen Möglichkeit rechnet, einen Menschen zu 
treffen, und für den Fall, dass dieser Erfolg wirklich eintritt~ 
damit einverstanden ist, hat um diesen Erfolg gewusst und ihn 
gewollt. Wer fremdes Eigentum gefährdet, die Möglichkeit der 
Beschädigung oder Zerstörung des fremden Gutes einsieht und 
trotzdem seine schädigende Tätigkeit ausübt, hat mit Wissen 
und Willen gehandelt 1) . Die Fahrlässigkeitsbestimmungen oder 
die Normen über Lebens- und Gesundheitsgefährdung, auf die 
in den Fällen des nbisherigenu (!) dolus eventualis abgestellt 
werden soll, genügen hier nicht, oder sie kommen - bei den 
VermÖgensdelikten - überhaupt nicht in Betracht, 

Der Art. 20 - I1·rige Vorstellung übe1· den Sachve1·halt -
ist lediglich im Abs. 2 verständlicher gefasst worden. Zum 
bisherigen Text: "Ist der Irrtum auf die Fahrlässigkeit des 
Täters zurückzuführen, so bleibt der Täter für seine Fahr­
lässigkeit verantwortlichu, wurde bemerkt; dass das Wort "Fahr­
lässigkeit(( sich das erste Mal auf die Vorstellung des Täters, das 
zweite Mal auf seine Tat beziehe (Prot. Bd. 1, 151). Das war 
zum mindesten unschön. Die neue, deutlichere Fassung lautet: 

"Hätte der Täter den Irrtum bei pflichtgemässer Vor­
sicht vermeiden können, so wird er strafbar, wenn die fahr­
lässig·e Verübung der Tat mit Strafe bedroht ist. u 

Dao-e"'en hat die Bestimmune:: b-1·tum übe1· die Rechtswidrig-o c ~ 

l.:eit (Art. 21) eine Erweiterung erfahren. Nach dem VE 1908 
konnte der über die Rechtswidrigkeit Irrende auf Grund der 
Strafmilderungssätze des Art. 51 milder bestraft werden. Die 
Kommission gibt dem Richter die Möglichkeit- nicht die Pflicht - , 

bestimmten Erfolges auch ausserdem bereits die vorsätzliche oder fahr­
lässige Herbeiführung der Gefahr dieses Erfolges mit Strafehe droht werden ?• 
- Das Problem ist jetzt für den schweb:. VE noch akuter geworden, 
weil die Expertenkommission in ihrer 2. Session (Sitzung vom 24. Sept. 1912) 
den Art. 79: Gefährdung der Gesundheit, gestrichen hat. 

1) Vgl. noch ausser der Begründung· zum deutschen VE, S. 204 ff., die 
in der deutschen J Z, Bd. 16, 1023 f., und Bd. 18, 494, wiedergegebenen Er­
örterungen der deutschen Strafrechtskommission; s. ferner die Auseinander­
setzungen mit der Literatur in der Begründung zum deutschen Gegen­
entwurf, S. 26 ff. 
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beim Vorliegen eines Rechtsirrtums die Strafe nach freiem 
Ermessen, also ungebunden an die im einzelnen Fall angedrohte 
Strafart und das Strafmass, Zl} mildern (Art. 53 des VE). Weiter­
gehende Anträge, die darauf hinausliefen, den Täter, der ohne 
Fahrlässigkeit ein Vergehen in dem guten Glauben begeht, er 
·sei zu der Tat berechtigt, straffrei zu lassen, wurden abgelehnt 1). 

III. Versuch. 

Redaktionell sind die bisherigen Versuchsbestimmungeu, 
die der VE 1908 im Art. 22 zusammengefasst hatte, in drei 
Artikel verteilt worden: Art. 22 mit dem Titel: Vollendeter 
und unvollendeter Versuch, Art. 22 bis: Untauglicher Versuch 
und Art. 22 ter : Rücktritt und tätige Reue. 

Der erste dieser drei Artikel wurde unverändert aus dem 
alten Text übernommen. 

Einen Antrag, den untauglichen Versuch schlechthin für 
straflos zu erklären, lehnte die Kommission ab. Dagegen be­
schloss sie, . den Zusatz beizufügen: 

"Handelt der Täter aus Unverstand, so kann der Richter 
_von einer Bestrafung Umgang. nehmenrL 2) . 

Beim Art. 22ter: Rücktritt ttnd tätige Reue kehrte die Kom­
mission im wesentlichen zu der Regelung zurück, die der VE 
1903 (Art. 21, § 2) vorgeschlagen hattfl (Prot. Bd. 1, 161 und 
164). Der VE 1908 hat Rücktritt und tätige Reue einander gleich­
gestellt und beiden die Wirkung der Straflosigkeit zuerkannt, 
es sei denn, dass der Versuch den Tatbestand eines besondern 
Verbrechens begründet hätte. Immerhin muss beachtet werden, 

') Vgl. Prot. Bd. 1, 145 und 153 ff. - Nach den Berichten in der 
DJZ, Bd. 18, 495, hat dagegen die deutsche Strafrechtskommission einen 
Schritt nach dieser Richtung getan : bei entschuldbarem Rechtsirrtum 
soll der Richter die Strafe nach freiem Ermessen mildern können, 
"darf auch, wenn nach den besondern Umständen des Falles eine Strafe 
nicht geboten ist, von Strafe absehen•. Mit Genugtuung ist weiter fes t­
zustellen, dass jetzt auch die deutsche Kommission - nach langem Sträuben 
- den bisher festgehaltenen Unterschied zwischen zivil- und strafrecht­
lichem Irrtum aufgegeben hat. 

2) Vgl. die Beratungen im Prot. Bd. 1, 159 ff. - Der deutsche VE, 
dem ursprünglich eine Bestimmlmg über den untauglichen Versuch fehlte, 
enthält jetzt eine der Regelung des schweiz. Entwurfes entsprechende 
Formel ; vgl. die Beschlüsse der Strafrechtskommission, DJZ, Bd. 16, 1356. 
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dass die verschiedenen Entwürfe den Begriff der tätigen Reue 
ungleich fassen: 

Der VE 1903 und nach ihm jetzt die neueste Fassung von 
1912 verstehen darunter das aus eigenem Antrieb dem Erfolg 
Entgegenwirken. Sie sehen für die~en Fall die Strafmilderung 
nach freiem Er~essen des Richters vor. Der VE 1908 wollte 
dagegen den Täter straflos lassen, wenn er den Erfolg des V er­
brechens verhindert hat. Dieser auch nach dem deutschen VE 
(§ 77) und dem deutschen Gegenentwurf (§ 30) für str aflos er­
klärte Fall fehlt jetzt im schweizerischen Text. Ich bin der 
Meinung, man hätte ihn berücksichtigen sollen. Es würden sich 
dann für den Art. 22ter drei Fälle ergeben: 

1. der Rücktritt, 
2. das Entgegenwirken } t"ti R 
3. das Verhindern des Erfolges a ge eue. 

Straflosigkeit würde ich in den Fällen 1 und 3 vorsehen, 
Strafmilderung nach freiem richterlichem Ermessen im 2. Fall. 

\ 

IV. Teilnahme. 

Dem Bestreben, ·die einzelnen selbstä ndigen Normen je in 
einen Artikel für sich zu fassen, hat die Kommission auch hier 
nachgegeben. Der bisherige Art. 23 - Anstiftung und Gehülfen­
schaft - wurde in den Art. 23 (Anstiftung), den Art. 23bis (Ge­
hülfenschaft) und den Art. 23ter (Persönliche Verhältnisse) zerlegt. 

Die beiden letztem Bestimmungen sind unverändert ge­
blieben. Einen Antrag, den Gehülfen in jedem Fall milder als 
den Täter zu strafen, lehnte die Kommission ab (Prot . Bd. 1, 
166, 171). 

Dagegen hat die Umschreibung und Regelung der A n­
stiftung viel zu reden gegeben. 

Man pflegt darauf hinzuweisen, dass die grosse Mehrzahl 
der schweizerischen Strafgesetzbücher den Anstifter als den 
intellektuellen Urheber des Verbrechens ansehen und. ihn dem 
Täter als dem physischen Urheber gleichstellen. Die sogenannte 
akzessorisQhe Natur der Teilnahme wird damit abgelehnt 1) . 

Auf diesen Boden hat sich sicherlich auch der VE 1908 stellen 

1
) Vgl. namentlich·Ziirclter, Erläuterungen, Bd. 1, 62 f., und auch schon 

Stooss, Grundzüge des schweizerischen Strafrechts, Bd. 1, 231. 
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wollen, wem1 er in Art. 23, Ziffer 1, formulierte: "Wer .... 
bestimmt, wird als Täte1· bestraft." 

Aber die wenn auch zunächst gekünstelt erscheinende, 
jedoch äusserst zweckmässige juristische Konstruktion von der 
Akzessorietät der Anstiftung ist- in den Verhandlungen der 
Kommission schliesslich zum Durchbruch gelangt 1). Es ist -
scheint mir - auch psychologisch ganz richtig, bei der Be­
urteilung eines von mehreren begangenen Verbrechens den 
Täter, der nach aussen als Hauptakteur auftritt, in den Vorder­
grund zu stellen und grundsätzlich die Bestrafung der andern 
Teilnehmer nach ihm zu orientieren. Mit dem Mass der Be­
strafung, das den einzelnen Teilnehmer trifft, und der Berück­
sichtigung individueller Verhältnisse hat das nichts zu tun. Die 
dafür erforderlichen Normen können auch bestehen neben einer 
Regelung, die den Standpunkt der Akzessorietät vertritt. 

Die Kommission gelangte schliesslich zu einer Fassung, 
die den Grundsatz der Akzessorietät deutlich erkennen lässt: 

"Wer jemanden zu dem von ihm begangenen Vergehen 
vorsätzlich bestimmt hat, wird nach der Strafdrohung, welche 
auf den Täter Anwendung findet, bestraft." 

Eine sachliche Änderung gegenüber dem VE 1908 war 
damit nicht beabsichtigt. 

Der Anstiftungsve1·such war nach dem bisherigen Text nicht 
etwa schlechthin, sondern nur dann strafbar, wenn die An­
stiftung auf ein mit Zuchthaus bedrohtes Verbrechen ausging. 
Die Kommission beschloss hier unter Ablehnung· eines Antrages, 
der die Streichung dieser Norm verlangte, zunächst die Fassung: 

nMisslingt die Anstiftung oder bleibt sie ohne Erfolg, so 
mildert der Richter die Strafe nach freiem Ermess-en ). 

1) Vgl. die Ausführungen von Lang (Prot. Bd. 1, 167 f.) und von Müller 
( eod. 168), der bezeichnenderweise ausführte: • Wie in Zürich, so hat die 
Praxis auch im Kanton Luzern, trotzdem dessen Gesetz ausdrücklich vom 
intellektuellen Urheber spricht, die akzessorische Natur der Teilnahme 
(sollte wohl heissen: Anstifttmg) und Gehülfenschaft angenommen.• 

2) Der Vorsitzende der Kommission, der diese Fassung beantragte, 
führte aus, sie lehne sich an den VE 1894 an (Prot. Bd. 1, 170). Allein eine 
solche oder eine ähnliche Formel findet sich in diesem Text nicht. Dagegen 
stehtschon in Art.14, Abs.4, dieses VE der Satz: •Wer jemanden zu einem mit · 
Zuchthaus bedrohten Verbrechen anzustüten versucht, ist wegen Versuches 
strafbar. Der Richter kann die Strafe unbeschränkt mildern (Art. 37 a. E.).~ 
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Allein in der zweiten Lesung· des Allgemeinen Teils wurde 
mit Recht darauf hingewiesen, es gehe viel zu weit, in jedem 
Fall nicht nur die erfolglos gebliebene, sondern auch die miss­
l ungene Anstiftung zu bestrafen 1) . Eine Beschränkung drängt 
sich auf. Und wenn es auch richtig ist, dass die Begrenzung 
a,uf mit Zuchthaus bedrohte Vergehen sehr formalistisch ist2) , 

so wird man sich doch dabei befriedigen müssen , da eine 
bessere Lösung kaum zu finden ist 3) . 

Die Kommission gelangte schliesslich zu folgender Fassung: 

"Die Anstiftung zu einem mit Zuchthaus bedrohten Ver­
gehen 4) ist strafbar, auch wenn sie misslingt oder ohne Erfolg 
bleibt. Der Richter mildert in diesem Falle die Strafe nach 
freiem Ermessen (Art. 53)." 

Zweierlei ist dazu zu bemerken. Nicht nur die ve1·sttchte 
Anstiftung hat damit eine Regelung erfahren, sondern auch die 
vollendete, die aber zu guter Letzt doch erfolglos bleibt. So ist 
der 'erste Satz zu verstehen. Während die Worte "wenn sie 
misslingt~( sich auf den V ersuch beziehen, hat man bei dem 
Ausdruck "wenn sie ohne Erfolg bleibt" an den Fall zu denken, 
da dem Anstifter die Überredung, die Bestimmung eines andern 
zum Handeln zwar gelungen ist, der Angestiftete aber schliess-

1
) Prot. Bd. 1, 202. Irrtümlich ist dort im Votum Hafter das Zitat : 

Entwurf 1903. 
2) V g-1. dazu Haft er im Prot. Bd. 1, 170. 
3

) A.uch der deutsche Gegenentwurf (§ 32, Abs. 2) kommt zu diesem 
Resultat, wenn er die Bestrafung desjenigen vorsieht, der einen andern 
«Zll einem Verbrechen zu bestimmen versucht». Dabei erinnere man sich, 
dass für"das deutsche Recht die Dreiteilung: Verbrechen, Vergehen, Über­
t retungen aufrecht erhalten werden soll, und dass nach dem GE als •Ver­
brechen• die mit dem Tode oder mit Zuchthaus bedr ohten Handlungen 
gelten. Vgl. auch die «Begründung~ zum deutschen GE, S. 53, ferner den 
()sterreichischen VE, § 15. - Gesetzgeharisch fast nicht durchführbar ist 
der von Harburger, Mitteilungen der IKV, Bd. 11, 513 ff., gemachte Vor schlag, 
die Bestrafung der verursachten Anstiftung bei den einzelnen Delikten 
vorzusehen, und zwar «eine solche Bestimmung in Ansehung aller schweren 
Verbrechen• zu treffen. Ich führe diese Meinungsäusserung namentlich 
auch deshalb an, weil sie sachlich zum gleichen Resultat gelangt wie die 
schweizerischen Entwürfe. 

•) Fast zögert meine Feder, den Ausdruck •zu einem mit Zuchthaus 
bedrohten Vergehen• zu schreiben. 
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lieh aus irgendwelchen Gründen den gefassten Entschluss doch 
nicht zur Ausführung bringt. 

Neu ist ferner, dass die bisher vorgesehene Abstimmung 
der Strafe auf die Versuchsstrafe aufgegeben wurde. Die Kom­
mission hat die Möglichkeit der unbeschränkten Strafmilderung 
nach Art. 53 vorgesehen. 

Bestimmungen über Täte?·schaft, Mittätel·schaft, mittelbm·e 
Tätm·schaft hat die Kommission nicht in den Entwurf auf­
genommen. lVIan nahm stillschweig·end an, dass die Entwicklung 
dieser Begriffe nach wie vor der Strafrechtswissenschaft und 
der Praxis anheimzugeben sei. Ich erwähne das deshalb, weil in 
den deutschen VE, der ursprünglich hier wie der schweizerische 
auf gesetzliebe Regeln verzichtete, jetzt ein ganzes Netz von 
Bestimmungen eingefügt worden ist. Die deutsche Strafrechts­
kommission hat nicht nur die Mittäterschaft definiert, sondern 
in der zweiten Lesung des Allgemeinen Teils auch die Begriffe 
Täter und mittelbarer Täter gesetzlich festgelegt, ja schliess­
lich auch noch über die sogenannte Nebentäterschaft - Ver­
wirklichung eines Fahrlässigkeitstatbestandes durch mehrere 
mit- oder nebeneinander - ·bestimmt!). 

V. Strafantrag. 

Da der VE den Strafantrag nicht als Prozessvoraussetzung, 
sondern als Strafbarkeitsbedingung betrachtet 2

), ist die Unter­
bringung der auf ihn bezüglichen Regeln im Abschnitt "D~s 
V ergehen" gerecb tfertigt. 

Auch hier ist die Aufteilung des bisherigen Art. 24 in 
mehrere Artikel erfolgt. 

Art. 24 stellt zunächst das Antragsrecht fest. Wie in den 
frühem Entwürfen ist es nicht nur dem mündigen, sondern 
schon dem sechzehn Jahre alt gewordenen Verletzten selbständig 
verlieben, wenn er "urteilsfähig" ist. Die früheren Texte ent­
hielten hier die Formel : "und leidet er nicht an geistigen Ge­
brechen". Nachdem das ZGB (Art. 16) den Begriff der Urteils-

1) Siehe Lncas in der DJZ, Bd. 16, 1356 f. , und Ebermauu·, eodem, · 
Bd. 18, 606 f. 

2) Vgl. z. B. Prot. Bd. l, 174. 
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fäbigkeit eingeführt und umschrieben batl), war seine Über­
nahme in das Strafrecht für diesen Fall ohne alle Bedenken. 

Die Übertmgbarlceit des Antragsrechtes ·auf die Angehörigen 
eines verstorbenen Verletzten war bisher schlechthin vor gesehen 
(VE 1908, Art. 24, Ziffer 1, Abs. 3). Die neue Fassung siebt die 
Übertragung nur vor, wenn der Verletzte stirbt, bevor ihm die 
Tat oder der Täter bekannt geworden sind, oder wenn glaub­
haft gemacht werden kann, dass der Verletzte die Absicht 
hatte, den Strafantrag zu stellen 2) . Für die Frage, wer in diesen 
Fällen als "Angehöriger" zu betrachten ist und in was für einer 
Reihenfolge sich das Antragsrecht vererbt, hat die Kommission 
ausdrücklich die in Art. 63, Ziff. 3, gegebene Worterklärung 
"Angehörigel' für massgebend erklärt. 

Um die bisher schwankende Praxis der Gerichte zu befesti- · 
gen, ist dem Art. 24 endlich folgender Absatz 3 angefügt worden~ 

"Hat der Antragsberechtigte ausdrücklich auf den Antrag 
ve:t:zichtet, so ist der Verzicht endgültig.t' 

Die Bestimmung über die Antragsfrist (Art. 24bis-) hat die 
Fassung erbalten : 

"Der Antrag ist innerhalb dreier Monate zu stellen, nach­
dem der zum Antrag Berechtigte von der Tat und dem Täter 
Kenntnis erhalten hat." 

Bisher (VE 1908, Art. 24, Ziffer 1, Abs. 1) wurde der Fristen­
lauf von dem lVIomente an gerechnet, da der Verletzte diese 
Kenntnis erhielt. Durch die neue Fassung wollte man offenbar· 
die Möglichkeit der Übertragung des Antragsrechtes auf die. 
Angehörigen berücksichtigen. Ich zweifle aber an der Zweck­
mässigkeit der getroffenen Lösung. Richtiger hat die deutsche 
Strafrechtskommission für den Fall dieses Überganges eine be­
sondere Fristbestimmung aufg;estellt, die Frist zur Antragstellung 

1
) ZGB, Art. 16 : «Urteilsfähig im Sinn~ dieses Gesetzes ist ein jeder, 

dem nicht wegen seines Kindesalters oder infolge von Geisteskrank heit,. 
Gei;;tesschwäche, Trunkenheit oder ähnlichen Zuständen die Fähigkeit 
mang-elt, vernunftgernäss zu handeln. • 

2
) Vgl. dazu Prot. Bd. 1, 177 (Hildebrand), und die zutreffenden Be­

denken, die Pltormamt (Prot. Bd. 1, 174 f.) gegen die unbedingte Übertrag­
barkeit des Antragsr.~chtes geltend gemacht hat. Den von Thormann ge­
stellten Antrag, die Ubertragbarkeit überhaupt nicht vorzusehen, hat die 
Kommission abgelehnt (Prot. Bd. l, 179 f. ). 
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s oll nämlich drei Monate nach dem Tode des ersten Berech­
tigten enden 1) . 

Art. 24ter hat - sachlich unverändert - die bisherige Be­
stimmung über die Unteilbarkeit des Strafantrages übernommen. 

In Art. 24quater endlich sind die Bestimmungen über den 
Rückzug zusammengefasst. Neu gegenüber dem VE 1908 ist hier 
einmal, dass der Handlungsunfähige, der gernäss Art. 24, Abs. 1, 
den Strafantrag selbst gestellt hat, ihn nur mit Zustimmung 
.seines gesetzlichen Vertreters zurückziehen kann. Man will 
damit den oft allzu leicht beeinflussbaren jugendlichen Antrag­
steller schützen. "Er soll nicht zu einem Vergleich bestimmt 
werden können, ohne dass der Vertreter ihn genehpJigt." (Lohne1·, 
Prot. Bd. 1, 1 76). - Ausdrücklich hat die Kommission ferner 
bestimmt, dass ein zurückgezogener Antrag nicht erneuert 
werden kann 9). 

Die interessanteste Neuerung unter den Normen über das 
Strafantragsrecht enthält aber der letzte Absatz des Artikels: 

"Der Rückzug des Antrages ist wirkungslos gegenüber dem­
jenigenBeschuldigten, der gegen den Rückzug Einspruch erhebt. tc 

Die von Gabuzzi beantrag,te Bestimmung geht auf das 
tessinische (Art. 75) und das italienische (Art. 88, Abs. 3) StrGB 
zurück. Die Kommission hat damit den Anspruch eines An-

1) Siehe den Bericht in der DJZ, Bd. 18, 607. Folgende Begri.in­
~ung ist angefügt : •Damit wird vermieden, dass diesen Personen in 
Fällen, in denen der erste Berechtigte (in der Regel der Verletzte) bei 
L ebzeiten selbst noch Kenntnis von der Tat und dem Täter erhalten 
hatte, nur noch der unter Umständen bei Ableben des ersten Berechtigten 
sehr kurze Rest der dreimonatigen Antragsfrist bleibt; anderseits wird der 
nicht wünschenswerte Zustand beseitigt, dass solche Berechtigte auch dann 
noch Stl·afantrag stellen können, wenn sie vielleicht erst lang·e Zeit nach dem 
Tode des Verletzten Kenntnis von Tat und Täter erhielten.• Namentlich 
der zweite Teil der Begründung scheint mir von einig er Bedeutung zu sein. 

2
) Das soll schlechthin gelten, während die derlfsche Strafrechtskommission 

nach dem Bericht in der DJZ, Bd. 18, 608, sorgfältiger bestimmt hat, dass 
n ur derjenigen Person, die den Antrag zurückgenommen hat, die :Lr­
neuernng verboten sein soll. Bei der Fassung des schweizerischen VE sind 
.Zweifel mög·lich. Man denke sich den Fall: A und B sind beide verletzt 
und antragsberechtigt. A zieht seinen g estellten Antrag zurück. Hat B, 
der bisher die Antragstellung unterliess, noch das Recht dazu? Ich würde · 
die Frage allerdings auch nach dem schweizerischen Text bejahen. Zweifel­
los aber ist die Lösung nicht. 
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geschuldigien auf urteilsmässige Feststellung seiner Unschuld 
anerkannt 1). Erforderlich ist aber, dass der Beschuldigte bei 
dem mit der Sache befassten Richter förmlichen Einspruch 
gegen den Rückzug erhebt. 

VI. Rechtmässige Handlungen. 

Die Art. 25- 27 waren bisher durch den Randtitel "Aus­
nahmen von der Strafandrohungt' zusammengehalten. Diese 
Benennung war unzutreffend. Es handelt sich bei diesen Be­
stimmungen nicht um blosse StrafausschliessungsgTünde, sondern 
um den Ausschluss der Rechtswidrigkeit, ja noch mehr um die 
Ausübung von Rechten 2). Deshalb beschloss die Kommission 
den Titel ,,Rechtmässige Handlungen". 

Die Bestimmungen über Notweh1· und Notstand sind unver­
ändert aus dem VE 1908 übernommen worden. 

Dagegen hat der Art. 25 verschiedene Änderungen erfahren. 
Der auch hier die Verhältnisse nicht richtig kennzeichnende 
Titel ' "Ausnahmen von der Strafandrohung" wurde durch das 
Marginale "Gesetz, Amts- und Berufspflicht" ersetzt. Bei der 
B~rat~ng der Bestimmung trat begreiflicherweise die Frage, 
Wie swh das Recht zu der von einer Berufspflicht gebotenen 
Handlung zu stellen habe, in den Vordergrund. Das ist die 
piece de resistance des Art. 25. Nimmt man sie, was in der 
Kommission von Thormann (Prot. Bd. 1, 182) beantragt wurde, 
heraus, . so könnte man dem mehrfach geäusserten Vorschlag, 
den Artikel als überflüssig überhaupt zu streichen nicht mehr 
viel entgegenhalten 3) . ' 

Die Bestimmung ist gegenüber allen Anfechtungen aber 
doch stehen geblieben. Sie hat eine logischere Fassung erhalten. 
Gegenüber dem Text 1908 : 

1
) Lang in der SchJZ, Bd. 9, 39. V gl. ferner Prot. Bd. 1, 176/7 (Gabuzzi). 

2
) Vgl. Hafter, Bibliographie 1912, S'. 42, ferner Prot. Bd. 1, 182 (Hafter). 

_ 
3

) ~ie. zum ~t. 25 zahlreich ergangene Literatur ist zusammengestellt 
m der Bibliographie 1912, S. 39 ff. Man beachte namentlich, was Stooss -
in dieser Z. , Bd. 23, 309 - gegen den Art. 25 ausführte: Der Hinweis auf 
die Amts- und namentlich auf die Berufspflicht sei verwirrend. Die Amts­
oder Berufspflicht sei keine den gesetzlichen Verbrechenstatbestand auf­
hebende Kraft. Die medizinische Wissenschaft z. B. habe nicht die Macht 
sonst strafbare Handlungen unter bestimmten Voraussetzungen zu gebiete~ 
oder zu erlauben. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 26. Jahrg. 19 
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"Die Tat, die das Gesetz oder eine Amts- oder Berufs-
pflicht . . .. gebietet oder erlaubt ... ", 

wurde mit Recht eingewendet, wenn die Amts- oder Berufs­
pflicht etwas gebiete, so sei es selbstverständlich erlaubt. Was 
aber nicht erlaubt sei, könne auch nicht Amts- oder Berufs­
pflicht sein (Rohr, Prot. Bd. 1, 183 f.). Dagegen ist es richtig, 
beim Gesetz die drei möglichen Fälle des Gebietens, des Er­
laubens und des Fürstralloserklärens zu nennen. Nachdem 
die Kommission noch die Worte "unter bestimmten Umständen" 
als überflüssig gestrichen hat, gelangte sie zu der Formel: 

"Die Tat, die das Gesetz oder eine Amts- oder Berufs­
pflicht gebietet, oder die das Gesetz für erlaubt oder straflos 
erklärt, ist kein Vergehen." 

Dass die Bestimmung, die unter Umständen der Anschauung 
eines bestimmten Berufsstandes die Macht verleiht, Unrecht zu 
Recht zu machen, eine kühne, konsequenzenreiche Neuerung 
gegenüber den bisherigen Gesetzen bedeutet, ist nicht zu leugnen. 
Es wird Sache der wissenschaftlichen Erörterung und einer die 
Interessengegensätze ruhig gegeneinander abwiegenden Praxis 
sein, die Tragweite der Norm zu bestimmen. Sicher ist, dass 
gerade die Entwicklung des ärztlichen Rechtes mehr und mehr 
dahin drängt, die Fälle, in denen ärztliche Berufspflicht mit 
Normen des Strafgesetzes zusammenstösst, in eine Formel zu 
bringen, die dem Allgemeinen Teil des Strafgesetzes angehören 
soll. Die dagegen erhobene Forderung, bei den einzelnen in 
Frage kommenden Tatbeständen des Besonderen Teils (Ab­
treibung, Körperverletzung, Geheimnisverletzung usf.) jeweilen 
ärztliche oder andere berufliche Sonderrechte speziell vorzu­
behalten, ist gesetzgeberisch schwerfällig und schwer durch: 
führbar 1). (Wird fortgesetzt.) 

1) Im übrigen kann im Rahmen dieses Aufsatzes auf die Schwierig­
keiten und die zahlreichen umstrittenen Fragen des Problems nicht ein­
getreten werden. Ausser den in der vorangehenden Anmerkung erwähnten 
Notizen in der Bibliographie 1912 vgl. man noch die Begründung zum 
deutschen VE, S. 251 ff., ferner die vom Reichs-Justizamt veranlasste •Zu­
sammenstellung der gutachtlichen Ausserungen» über den deutschen VE 
(als Manuskript gedruckt, Berlin 1911), S. 168 ff. 
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Die Behandlung der vermindert Zurechnungsfähigen 
im Entwurf zu einem schweizerischen Strafgesetzbuch 

von-1912 1
) . 

Von 

Dr. med. Hans W. .Maier, Privatdozent der Psychiatrie in Zürich, 

Der Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit wurde· 
schon vor Jahrhunderten aus der praktischen Notwendigkeit 
heraus aufgestellt, weil es sich als unmöglich erwies eine scharfe 
Gr~nze zwischen den Geisteszuständen voller Zuredbnungsfähig~ 
~e1t U:Q.d Unzurechnungsfähigkeit zu ziehen. Zu jener Zeit hatte 
Im Strafrecht das Prinzip der sogenannten Gerechtigkeit, d. h. 
d~r Vergeltung der s.chuld durch eine entsprechend grosse 
Suhne, das Hauptgew1cht. So musste die Verminderuncr der 
Zurech~ungsfähigkeit sich darin ausdrücken, dass die S~huld 
als klemer erschien u:nd infolgedessen die Strafe gemildert 
wurde. Kahl hat in seinem Referat über das hier zu behandelnde 
Th~m~. auf dem ~etzten Kongress für Kriminalanthropologie 
ausoefuhrt, dass m Deutschland schon im Jahre 1805 der 
Kriminalist Kleinsch1·ot aber auch die Notwendigkeit der Siche-
1'ung der Gesellschaft klar mit folgenden Worten aussprach: 

."Der beschränkte Verstand, der schon einmal zu Ver­
"brechen antrieb, kann diese Folge noch öfter wirken. Also 
"ist dem Staate daran gelegen, dass ein solcher Mensch einer 
"strengen Aufsicht unterworfen wird. Das wird entweder 
"dadurch erreicht, wenn man ihm einen bestimmten AufBeher 
"setzt, oder was noch besser ist, in einer öffentlichen Anstalt 
"ihm Arbeit und Unterhalt verschafft, um ihn dem Staate 
"unschädlich zu machen." 

1
) Nach einem Vortrag, gehalten auf der Jahresversammlunoo der 

s.c~weizer~schen Landesgruppe der Internationalen Kriminalistische; Ver­
eirugung In Zürich am 14. Februar 1913. 




